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Der ehemalige Oberstadtdirektor von Hannover und heutige Partner der Unternehmensbe-
ratung Roland Berger, Dr. Jobst Fiedler, fordert eine Aus- und Fortbildungsoffensive für
die Mitarbeiter in den Kommunen.

Veränderung durch Bildung

Interview

Herr Dr. Fiedler, der Begriff e-Govern-
ment ist in aller Munde. In welchen Be-
reichen der Kommunalverwaltung erwar-
ten Sie persönlich die gravierendsten Ver-
änderungen?

e-Government wird inzwischen
als Begriff für vieles verwendet, auch
für die kleinste Softwareerneuerung
im öffentlichen Bereich. Deswegen
lassen Sie mich zuerst unser Ver-
ständnis dieses Begriffes definieren,
das sehr gut in der Speyerer Defini-
tion abgebildet wird: Unter e-Go-
vernment verstehen wir die Abwick-
lung geschäftlicher Prozesse im Zu-
sammenhang mit Regieren und Ver-
walten mit Hilfe von Informations-
und Kommunikationstechniken
über elektronische Medien. Abläufe
des Verwaltungshandelns werden
sich nachhaltig verändern, sowohl
im Hinblick auf den direkten Kon-
takt zum Bürger und vor allem ver-
waltungsintern. Die klassischen ho-
heitlichen Antrags- und Genehmi-
gungsverfahren werden somit wie
private Dienstleistungen am Kunden
und seiner Lebenslage ausgerichtet
und nicht mehr nach behörden-
internen Organisations- und Zustän-
digkeitsprinzipien. Aber auch dort,
wo der Bürger nicht mehr hinsieht,
im so genannten Back-Office oder
auch bei den internen Support-
prozessen, wird sich diese kunden-
bezogene Prozessreorganisation wi-

derspiegeln müssen, das heißt die
einzelnen Fachämter alter Prägung
werden einer kundenbezogenen
Aufbauorganisation weichen, die vor
allem auf die Unterstützung der ver-
schiedenen „Vertriebskanäle“  ausge-
richtet ist.

Sind Befürchtungen berechtigt, e-Go-
vernment beschleunige den Stellenabbau?

Diese Frage impliziert das Ver-
ständnis von „öffentliche Beschäfti-
gung gleich gute Beschäftigung“. Ein
beschleunigter Stellenabbau in der
Verwaltung wäre somit eine Gefahr
an sich. Hier gilt es aber sorgfältig zu
differenzieren: Dass die Finanzlage
der öffentlichen Hand eine weitere
Kostensenkung erfordert, ist unbe-
stritten, davon sind die Personalkos-
ten nicht ausgeschlossen. Dies hat
Produktivitätssteigerungen bewirkt
und in einigen Bereichen auch zu
Arbeitsverdichtungen geführt, denn
die Verwaltungen haben das Poten-
zial an möglichem Aufgabenabbau
und Prozessoptimierungen nicht an-
nährend ausgeschöpft.

Welche Vorteile sehen Sie durch die
Einführung des e-Government in den
Kommunen?

e-Government birgt das Potenzial,
Prozesse so nachhaltig zu optimieren,
dass im Ergebnis zwar unter Umstän-

den weniger,
aber dafür mo-
derne und wett-
bewerbsfähige
Arbeitsplätze
entstehen. e-Go-
vernment er-
möglicht somit
auch Chancen
für eine neue Di-
mension in der
Reformdiskus-
sion. Dies betrifft vor allem die Fel-
der, in denen bisher Aufgaben mit
hoher Standardisierungsmöglichkeit
der zugrundeliegenden Prozesse
wahrgenommen werden, zum Bei-
spiel Meldewesen, Kfz-Zulassung
oder Baugenehmigungen, aber auch
interne Serviceleistungen wie zum
Beispiel die Beschaffung und die Per-
sonalverwaltung. Aktuell ist die Ein-
führung von e-Government aller-
dings eher mit Investitionen verbun-
den und bedarf neben der Technik
auch personeller Ressourcen für den
Einführungsprozess. Mittel- bis lang-
fristig sind aber entsprechende Poten-
ziale zu erwarten.

Wird sich das gesamte Verhältnis zwi-
schen Bürgern und Staat dadurch grund-
legend ändern?

Diese Diskussion wird in der Fach-
welt unter dem Stichwort „Electronic
Governance“ geführt. Meine Grund-
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hypothese ist, dass eine wesentliche
Herausforderung die neue Aufgaben-
verteilung zwischen den gesellschaft-
lichen Sektoren „vom Vater Staat zum
Partner Staat“ ist: Traditionell öffent-
liche Aufgaben werden zwar weiter-
hin öffentlich mitfinanziert, aber zu-
nehmend an den dritten Sektor abge-
geben oder von der Bevölkerung
selbst organisiert, zum Beispiel die
Kinderbetreuung. Die Wirtschaft
übernimmt über Outsourcing oder
PPP-Modelle große Teile der Durch-
führungsaufgaben, während der Staat
neue Gewährleistungs- oder Vermitt-
lungsfunktionen übernehmen muss.
Eine global vernetzte Gesellschaft
wird so zu Veränderungen im Ver-
hältnis Bürger – Verwaltung – Politik
führen: seien es neue Beteiligungs-
formen für Bürger, die das Internet
ermöglicht oder die Verbesserung der
Qualität von Entscheidungen durch
bessere Informationsgrundlagen.
Zwischen Verwaltung und Bürger
geht es um die effektivere und effizi-
entere Leistungserbringung. Ein Ra-

dikalmodell einer virtuellen Verwal-
tung überwindet örtliche Bindungen
und horizontale sowie vertikale Zu-
ständigkeiten in der Leistungserstel-
lung durch ortsunabhängige „Pro-
duktionsstätten“. Es ermöglicht der
lokalen Verwaltung, sich auf notwen-
dige Präsenzfunktionen wie Beratung
oder öffentliche Sicherheit zu kon-
zentrieren.

Wie stellt sich aus der Sicht eines Un-
ternehmensberaters die zukünftige Perso-
nalpolitik in den Kommunen für Sie dar?

Auf jeden Fall
nicht nach dem
Prinzip „Neues
Problem gleich
neue Stelle“. Es
gilt vielmehr,
sowohl Quan-
titäts- als auch
Qualitätsfragen
zu beantworten.
Vielen Kommu-
nen fehlt noch
ein auf demo-
grafischen Da-
ten basierendes
Personalplanungsinstrumentarium,
das die Bedarfskalkulation ermög-
licht. Dies gilt es mit Hochdruck zu
erarbeiten, um auch mögliche e-Go-
vernment-Szenarien planbar zu ma-
chen. Veränderung braucht Aus- und
Fortbildung und Aus- und Fortbil-
dung braucht Veränderung, so lässt
sich die momentane Situation am
besten kennzeichnen. Viele aktuelle
Studien zur e-Government-Entwick-
lung in Deutschland beklagen das

„Einführungshindernis Mitarbei-
ter“, also zu wenig qualifiziertes Per-
sonal, fehlende Innovationskultur
und technikfeindliche Haltung.

Wie sehen Sie die Entwicklung?

Ich sehe das nicht ganz so drama-
tisch, Handlungsnotwendigkeiten
hinsichtlich der Aus- und Fortbil-
dung bestehen aber in jedem Fall,
will man zukünftig nicht mehr nur
noch die fünftbesten eines Jahrgangs
für die Kommunalverwaltung inter-

essieren können. Eine zügige Um-
setzung von e-Government kann
dem durch attraktivere Arbeitsplät-
ze mit starkem Dienstleistungscha-
rakter entgegenwirken. Das muss
aber mit erweiterten Möglichkeiten
einer flexiblen leistungsgerechten
Besoldung sowie einer größeren
Öffnungsmöglichkeit für Bewerber
mit anderen Vor- und Ausbildungen
einhergehen, um im Wettbewerb um
die besten Talente bestehen zu kön-
nen. Hier sollten gerade die Kom-
munen als größter Arbeitgeber wei-
tergehende Dienstrechtsreformen
unterstützen. Die klassischen Ver-
waltungsausbildungen müssen re-
formiert und modularisiert werden
und mit einer größeren Öffnungs-
möglichkeit für Bewerber mit ande-
ren Vor- und Ausbildungen einher-
gehen. Dementsprechend muss auch
die Fortbildung für Führungskräfte
und Mitarbeiter angepasst werden:
Während es für Mitarbeiter im We-
sentlichen neben der technischen
Kompetenz auf eine Erweiterung der
Servicekompetenz ankommt, müs-
sen Führungskräfte sich vor allem
auf neue Anforderungen an ihre
Managementkompetenz im „virtuel-
len Rathaus“ einstellen.

Interview: Michael Storks

Neue Anforderungen an Führungskräfte.

„Zwischen Verwaltung und Bürger geht
es um die effektivere und effizientere
Leistungserbringung.“


